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Alles was Recht ist – Arzthaftung bei Kontrastmittel -
gabe: Beweislast und Aufklärungspflicht im Fokus
Stephanie Wiege
 
 

Vor jedem ärztlichen Eingriff ist der Patient umfassend aufzuklären. Dies umfasst eine allgemeine Vorstellung 
von Art und Schweregrad der Behandlung sowie damit verbundene Belastungen und Risiken. Es muss sowohl 
über die konkrete Behandlung (Behandlungsaufklärung) als auch über spezifische, eingriffsimmanente Risiken
(Risikoaufklärung) informiert werden, die für die Lebensführung des Patienten relevant sind. Die Beweislast für
die ordnungsgemäße Aufklärung liegt beim Arzt
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Für eine erfolgreiche Arzthaftungs-
klage bei mangelnder Aufklärung
muss der Patient nachweisen, dass 
er bei korrekter Belehrung eine 
 alternative Behandlung gewählt
hätte, wodurch der Schaden mit an 
Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit vermieden worden wäre. 
Eine bloße Möglichkeit oder gewis-
se Wahrscheinlichkeit genügt hier-
für nicht (§ 286 ZPO).

Das OLG Dresden befasste sich in 
seiner Entscheidung vom 27.05.2024
(AZ.: 4 U 2057 / 23) mit der Arzthaf-
tung im Kontext von MRT-Untersu-
chungen und Kontrastmittelgabe.

Der Fall

Die Klägerin, seit 1998 mit sys -
temischem Lupus erythematodes 
(SLE) diagnostiziert, unterzog sich
zwischen Juli 2013 und Juni 2018 
mehreren MRT-Untersuchungen 
mit dem Kontrastmittel Gadovist. 
Die Untersuchungen dienten der 
Abklärung verschiedener Indika-
tionen, darunter Nierentumorver-
dacht und Schwellungen der rech-
ten Hand. Die Klägerin gab an, in-
folge der Kontrastmittelgabe ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen 
erlitten zu haben.

Die Entscheidung

Das Landgericht Leipzig hatte die
Klage nach einem radiologischen 
Sachverständigengutachten in ers-
ter Instanz abgewiesen. Hiergegen 
wendete sich die Patientin im Rah-
en ihrer Berufung, indes ohne 
rfolg. Das OLG Dresden bestätig-
e als Berufungsgericht die erst -
nstanzliche Entscheidung. 

as OLG Dresden verneinte Be-
andlungsfehler. Der Einsatz von 
adovist entsprach als ein zugelas-

enes makrozyklisches Kontrastmit-
el dem medizinischen Standard.
er hinzugezogene Sachverständi-
e bestätigte, dass die MRT-Unter-
uchungen mit Kontrastmittelgabe
ege artis erfolgten und zur Diag-
ostik notwendig waren. Auch 
ontraindikationen aufgrund von 
llergien oder Nierenfunktionsstö-

ungen wurden verneint.

ie Aufklärungsrüge der Klägerin 
ar ebenfalls nicht erfolgreich.
ie Klägerin hatte behauptet, sie 

ei über die Risiken des Kontrast-
ittels nicht ausreichend aufge-

lärt worden. Das Berufungsge-
icht stellte klar, dass allein die 
erabreichung eines Gadolinium-
altigen Kontrastmittels ohne Ein-
illigung der Klägerin kein Grund

st, um den Haftungsvorwurf zu 
egründen. Eine Heilbehandlung
hne wirksame Einwilligung führt 
ur dann zur Arzthaftung, wenn 
ie einen Gesundheitsschaden zur
olge hat. 

elbst wenn der Arzt die korrekte 
ufklärung nicht beweisen kann,
uss der Patient den Nachweis er-

ringen, dass er bei ordnungsge-
äßer Aufklärung eine andere Be-
andlung gewählt und dadurch
en Schaden vermieden hätte. Die 
lägerin konnte den ihr obliegen-
en Beweis nicht führen, dass ihre 
esundheitsbeeinträchtigung kau-

ale Folge einer fehlerhaften Risiko- 
der Alternativaufklärung über die 
M-gestützten MRT-Untersuchun-
en ist. 

er Sachverständige bestätigte 
war die Möglichkeit von Kon-
rastmittelablagerungen im Ge-
irn, betonte jedoch, dass hier-
urch bedingte Gesundheitsbeein-
rächtigungen wissenschaftlich in 
einer Form nachgewiesen sind.

elbst ohne nachweisbaren Kau-
alzusammenhang zwischen man-
elnder Aufklärung und Schaden, 
erneinte das Gericht eine Haf-
ung aufgrund der hypothetischen
inwilligung. Angesichts des Ver-
achts auf eine lebensbedrohliche 
rebserkrankung war ein Verzicht 
uf die Untersuchungen durch die 
lägerin für das Gericht nicht 
lausibel 

uch die Tatsache, dass die Kläge-
in bei späteren Untersuchungen 
iner Kontrastmittelgabe nach 
ufklärung über Risiken zuge-

timmt hatte, sprach dafür, dass sie 
er Verwendung des Kontrastmit-
els auch bei den Untersuchungen 
n den Jahren 2013 und 2017 zuge-
timmt hätte.
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Fazit
Das OLG Dresden bestätigt mit sei-
nem Urteil die Beweislast bei Arzt-
haftungsklagen aufgrund mangeln-
der Aufklärung. Entscheidend ist
nicht allein die fehlende Aufklärung,
sondern der Nachweis, dass bei ord-
nungsgemäßer Aufklärung eine al-
ternative Entscheidung getroffen 
und der Gesundheitsschaden mit an 
Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit vermieden worden wäre. 

Die bloße Behauptung einer feh-

lenden Aufklärung reicht dem-
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ach nicht aus; ein konkreter, 
achweisbarer Schaden und ein
ntsprechender Kausalzusammen-
ang sind entscheidend. 

as Gericht sieht hierbei keinen 
rund, den Arzt bei Verletzung
er Aufklärungspflicht trotz ande-
er Beweislastverteilung schlechter
u stellen als bei einem Behand-
ungsfehler. ◼
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